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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Antragsfrist 
für Zuschüsse aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments *), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 
5. Februar 1964 über die Bedingungen für die Beteili- 
gung des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft 2 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3171/75 3 ), wurden 
Fristen für die Einreichung der Zuschußanträge und 
für die Entscheidung über diese Anträge festgelegt. 

Da sich die Prüfung der Vorhaben und die Ent- 
scheidung darüber rascher vollziehen als vorgese- 
hen, empfiehlt es sich, den letzten Termin für die 
Einreichung der Anträge für das Jahr 1977 hinauszu- 
schieben — - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der in Artikel 20 Abs. 1 erster Unterabsatz erster 
Satz der Verordnung Nr. 17/64/EWG für die Einrei- 
chung der Anträge auf Zuschüsse aus dem Fonds, 
Abteilung Ausrichtung, festgesetzte Zeitpunkte wird 
für die Anträge auf Zuschüsse für 1977 bis zum 15. 
Dezember 1976 verlängert. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . S. . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 315 
vom 5. Dezember 1975, S. 1 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 17/ 64/EWG setzt Fristen für 
die Einreichung der Anträge auf Zuschüsse aus dem 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, und für die Ent- 
scheidung über diese Anträge fest. 

2. Die Prüfung der Anträge für 1975 konnte gemäß 
der Verordnung 3309/75 im April 1976 abgeschlos- 
sen werden. Die Kommission hofft, daß es möglich 
ist, über die für 1976 eingereiditen Anträge vor dem 
in der Verordnung Nr. 17/64/EWG genannten letzten 
Termin, d. h. dem 31. Dezember 1976 zu beschließen. 
Dies würde bedeuten, daß die in den ersten Jahren 
dieser Regelung angewachsene Verzögerung, die für 
die Vorhaben von 1972 zwölf Monate erreicht hatte, 
vollständig aufgeholt würde und es nicht erforder- 
lich ist, eine Verlängerung der Beschlußfristen vor- 
zusehen. 

3. Diese beschleunigte Prüfung der Anträge erfor- 
dert folglich, den letzten Termin für die Einreichung 
der Anträge zu verlängern, um diese bis zu dem 
Zeitpunkt ihrer Prüfung durch die Dienststellen der 
Kommission zu ermöglichen. Folglich ist es ange- 
zeigt, für die Einreichung der Vorhaben für 1977 die 
letzte Frist auf den 15. Dezember 1976 festzusetzen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 12. Oktober 1976 - 14 - 680 70 -E- Ag 75/76 : 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. September 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden . 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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